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1. AKW Grohnde: Standortauswahl 
    und das Munitionslager in Hagenohsen
Am 10. Januar 1973 trafen sich sechs Herren im 
Bonner Bundesverteidigungsministerium, um über 
die Standortplanungen der PreußenElektra AG für 
große Atomkraftwerke in Niedersachsen zu spre-
chen. Mit von der Partie waren neben drei Vertretern 
der Abteilung U I 3 des Bundesverteidigungsministe-
riums der Oberstleuntnat Andersen vom Führungs-
stab der Luftwaffe und die beiden Dipl.-Ing. Wünsche 
und Böttcher von der in Hannover ansässigen Preu-
ßenElektra.
Die PreußenElektra plante an den Standorten 
Grohnde/Weser im Landkreis Hameln-Pyrmont und 
Hülsen/Aller im Landkreis Verden Atomkraftwerke zu 
errichten. Während in der Nachbarschaft des anvi-
sierten Standortes Hülsen die Einrichtung eines De-
pots der Bundeswehr (Korpsdepot Hassel) geplant 
war, betreiben die britischen Streitkräfte ein Muniti-
onsdepot in Hagenohsen in der Nähe des geplanten 
Standortes Grohnde. 1

Der Standort Hülsen/Aller im Landkreis Verden
Im Korpsdepot Hassel lagerte Munition aller Gefah-
renklassen mit einem Explosivgewicht von 30.000 
kg der Gefahrenklasse 6. Zu Atomkraftwerken (als 
Objekte von besonderer Bedeutung, Gruppe V) war 
ein Abstand von 1.400 Meter einzuhalten. Noch in 
der Entfernung von 1.700 Metern, in der das AKW 
Hülsen geplant war,  sei bei einem Druck von 60g/
cm3 (0,06 bar bzw. atü) mit der Zerstörung von Fens-
tern zu rechnen. In einem Schreiben des Bundesver-
teidigungsministeriums vom 7. August 1973 an die 
PreußenElektra heißt es: „ Es kann von dieser Stelle 
nicht beurteilt werden, inwieweit die Drücke aus-
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ren. Es bedürfte außerdem einer seismographischen 
Messung, um die spezielle Bodenerschütterung fest-
zustellen, die im Falle einer Detonation erzeugt wird. 
Auch diese Bodenerschütterungswellen können zu 
einer Beeinträchtigung z. B.  der Messeinrichtungen 
führen.“ 2  Der Standort Hülsen/Aller ist im Weiteren 
von der PreußenElektra nicht mehr verfolgt worden. 

Der Standort Grohnde/Weser
Auf der östlichen Weserseite am Hang des bis zu 
160 Meter hohen, bewaldeten Bückberges lag das 
zu Hagenohsen gehörende Munitionslager der briti-
schen Armee. Im engeren Schutzbereich des Lagers 
verläuft entlang des rechten/östlichen Weserufers 
die vielbefahrene Landestraße 424, die hier die Orte 
Hagenohsen und Lafferte verbindet. „Wegen dieser 
unzulässigen Konstellation hat das Land Niedersach-

sen bereits in der Vergangenheit über das Bundes-
verteidigungsministerium die britischen Streitkräfte 
aufgefordert, das Depot zu verändern. Dieser Vor-
stoß ist im Zusammenhang mit dem Kraftwerkspla-
nungen erneuert worden.“ 3 Die Munitionsmenge 
solle „so weit verringert werden, dass der engere 
Schutzbereich hinter die Straße rückt. Damit würde 
die äußere Grenze auf dem linken Ufer bis etwa an 
die Hochwassergrenze zurückgenommen.“ 4 

Nachdem das in Hannover sitzende britische Verbin-
dungsbüro für Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein am 12. Oktober 1973 beim Niedersächsischen  
Innenministerium um genaue Angaben zum geplan-
ten AKW-Standort gebeten hatte, konnte das Vertei-
digungsministerium dem Bundesinnenministerium 
am 26. Juli 1974 mitteilen, dass die britische Armee 
das Munitionslager Hagenohsen nach der Ausla-
gerung in das Munitionslager Wöhle im Landkreis 
Hildesheim ab 1977 über eine Explosivstoffmenge 
von 50.000 kg verfügen werde. Die Entfernung zum 
Reaktorgebäude beträgt 1550 m bzw. 1320 m. Der 
gesamte Komplex lag somit in der Schutzzone V. Der 
zu erwartende Spitzenüberdruck wurde mit 0,04 bar 
bzw. atü in der Höhe des Reaktorgebäudes und 0,57 
bar in der Höhe der Kühltürme angegeben.  „Diese 
Drücke reichen lediglich aus, um Fensterscheiben 
zu zerstören. Splitter und Wurfstücke aus einem 
Detonationsherd dieser Verteidigungsanlage sind im 
Bereich der Anlage des geplanten Kernkraftwerks mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht zu 
erwarten“. 5

Das alte 
Militärdepot in 
Hagenohsen

  3



2. Protest und Widerstand von Anfang an
    Der Erörterungstermin am 3./4.Okt.1974
Im Sommer 1974 haben 12.000 Menschen gegen 
den Bau des AKW Grohnde Einwendungen erhoben.            
Die Antragsunterlagen hatten zwei Monate beim 
Landkreis in Hameln ausgelegen.  6 Den Erörte-
rungstermin am 3. + 4. 10.1974  in der Weserberg-
land-Festhalle der Stadt Hameln leitete Friedrich 
Vaupel als Vertreter der atomrechtlichen Genehmi-
gungsbehörde, dem Niedersächsischen Sozialmi-
nisterium. Schon bei der Tagesordnung und Verfah-
rensfragen geriet Vaupel in eine erregte Diskussion 
mit den 600 bis 800 anwesenden Einwendern. 
Inhaltliche Themen waren bisherige Störfälle im AKW 
Würgassen, hohe Emissionen aus dem Kernfor-
schungszentrum Karlsruhe, die Unwirtschaftlichkeit 
von Leichtwasserreaktoren, Sabotage, Notkühlung, 
Flugzeugabstürze und das Entschädigungsproblem. 
Ein Lehrer verwies auf die Umweltbelastung bei der 
Stromproduktion und die Studie des Club of Rome. 
Was passiere bei einem Flächenbrand oder krie-
gerischen Einwirkungen? „Vaupel wird in die Ecke 
der Verteidiger gedrängt,“ notiert der anwesenden 
Vertreter des Bundesinnenministeriums.  Am Ende 
des Erörterungstermins hob Vaupel die Vorteile der 
Kernenergie hervor und verließ dadurch die Rolle der 
Genehmigungsbehörde, die eigentlich unvoreinge-
nommen die Einwendungen prüfen sollte.

Im Vorfeld des Erörtungstermins hatten Preußen-
Elektra und Bürgerinitiativen Flugblätter herausge-
geben: PreußenElektra betonte, dass noch keine 
Leukämie-Fälle im Umkreis von Atomkraftwerken 
nachgewiesen worden seien. Die Bürgerinitiativen 
wiesen schon auf den amerikanischen 68 MW-
Druckwasserreaktor Shippingport hin (in Betrieb von 
1957- 1982), in dessen Umgebung eine steigenden 
Tendenz bei Embryo- und Kindersterblichkeit, Leukä-
mie und anderen Krebsarten in allen Altersstufen zu 
verzeichnen war. Abschließend wiesen sie auf das 
Problem des Atommülls hin, der „jahrhundertelang 
bewacht werden müsse“. 1973 hatte PreußenElektra 
noch geplant den Standort in drei Stufen auf 3 Atom-
kraftwerke mit 6 Kühltürmen auszubauen. Besonders 
interessant aus heutiger Sicht ist die Aussage von 
PreußenElektra, dass das AKW bereits nach 25 
Jahren so verstrahlt sei, dass es dann abgeschaltet 
werden müsse. Heute sind erhöhte Leukämieraten 

um das AKW 
Grohnde nach-
gewiesen, aber 
das AKW wurde 
nicht, wie von 
PreußenElektra 
zugesagt, nach 
25 Betriebsjahren 
abgeschaltet.

Immer wieder De-
monstrationen an 
der Baustelle des 
AKW Grohnde
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3. Von der Stellungnahme der Reaktor- 
    sicherheitskommission bis zur Klage gegen 
    die 1. Teilerrichtungsgenehmigung
Am 19. Juni 1974 beriet die Reaktorsicherheitskom-
mission (RSK) im Bonner Innenministerium  über den 
Standort des Kernkraftwerks Grohnde und stellte da-
bei fest: „An den Standort reicht in seiner nördlichen 
Ausdehnung bis auf 1 km ein militärisches 75-Meter-
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gen werden kann. Nach dem Stand der Technik ist 
das Kernkraftwerk jedoch gegen Militärmaschinen 
und Explosionsdruckwellen auszulegen.“ Die RSK 
hielt daher den Standort für geeignet und „nicht 
ungünstiger als andere schon genehmigte Stand-
orte.“  7  Die pharmazeutische Fabrik Lohmapham 
aus Emmerthal beschwerte sich am 17.März 1975 in 
einem Brief an den Vorsitzenden der Reaktorsicher-
heitskommission (RSK) , Prof. Dr. Adolf Birkhofer, 
der bei der TU München beim Forschungsreaktor in 
Garching einen Lehrstuhl für Reaktordynamik und 
Reaktorsicherheit (Foto) inne hatte: In der RSK- Be-
urteilung hieß es, dass sich keine größeren Industrie-
betriebe in der näheren Umgebung des Standortes 
befänden. Lohmapham wies darauf hin, dass in 1-3 
"��>��$
����	�Y#���[\�]�
���
�����������
��^
-
meinde Emmerthal, Ortsteil Kirchohnsen eine Reihe 
von Industriebetrieben mittlerer Größenordnung, die 
zusammen mehr als 1000 Beschäftigte ausweisen. 
(…) ein Betrieb zur Herstellung von Feinchemikalien 
für die pharmazeutische und Lebensmittelindustrie, 
ein Backhilfemittelbetrieb, eine Keks- und Brotfabri-
kation, eine Zuckerfabrik sowie ein Arzneimittelun-
ternehmen. Diese Unternehmen haben Einwendun-
gen gegen die Genehmigung  zur Errichtung eines 
Kernkraftwerks in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft 
… erhoben“, da „die radioaktive Kontaminationen der 
verschiedenen Produktionsbereiche jedenfalls zeit-
weise nicht auszuschließen seien und weiter auch 
der Kühlturmbetrieb nachteilige meteorologische 
Auswirkungen in den klimatisierten Produktionsbe-
reichen der benachbarten Industriebetriebe haben 
könnte.“ 8 Der RSK-Vorsitzende Birkhofer antwortete 
am 21.4.1975, es sei nicht Aufgabe der RSK, den 
Sicherheitsbericht vor Ort zu überprüfen. Mit größe-
ren Industrieansiedlungen seien nur Betriebe wie die 
Großchemie gemeint, die durch Unfälle (Explosio-
nen) dem Kernkraftwerk gefährlich werden könnte. 
Die befürchteten Beeinträchtigungen hielt Birkhofer 
im Übrigen für „ausgeschlossen“. (...) Die Fragen der 
benachbarten Industrie griff auch der CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Erich Pohlmann in einer Anfrage 
an die Bundesregierung auf. Das in Neuherberg bei 
München ansässige Institut für Strahlenhygiene des 

Bundesgesundheitsamtes verweist am 28. Oktober 
1975 zu diesen Fragen pauschal auf das Gutachten 
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der davon ausgeht, dass mit einer Überschreitung 
der Ganzkörperdosis von 30 mrem pro Jahr und ei-
ner Belastung der Schilddrüse von 90 mrem pro Jahr 
nicht zu rechnen ist. 

Der Niedersächsische Sozialminister Hermann 
Schnipkoweit erteilte am 8. Juni 1976 die 1. Teiler-
richtungsgenehmigung.  Sofort begann Preußen-
Elektra zu bauen, obwohl der wasserrechtliche 
Erörtungstermin noch ausstand. „Wir merkten, wie 
wir verschaukelt wurden; da sahen wir, daß die 
Bürgerinitiativen in Wyhl durch ihre Platzbesetzung 
den Baustopp erreicht hatten.“ sagte eine spätere 
Demonstrantin. 

Der Niedersächsische 
Sozialminister Hermann 
Schnipkoweit erteilte am 8. 
Juni 1976 die 1. Teilerrich-
tungsgenehmigung.

Der Vorsitzende 
der Reaktorsi-
cherheitskom-
mission Prof. Dr. 
Adolf Birkhofer 
wollte die Einwen-
dungen nicht vor 
Ort überprüfen.

  5



4. Nach der Genehmigung  
    formiert sich der Widerstand

Währenddessen wird der Prostest von den Bürgerin-
itiativen auf die Straße getragen. Am Buß- und Bet-
tag, dem 17. November 1976 versammelten sich am 
Baugelände ca. 300 Menschen zu einem Feldgottes-
dienst mit vier evangelischen Geistlichen. Drei Tage 
vor dem wasserrechtlichen Erörterungstermin kamen 
am Samstag, den 11. Dezember ca. 1200 BürgerIn-
nen im dichten Schneetreiben auf dem Rathausplatz 
zusammen und zogen um die Innenstadt und kün-
digten an, gemeinsam zum Erörterungstermin nach 
Hannover zu fahren. 9 Die PreußenElektra hatte 
beantragt, ihr die Erlaubnis zur Entnahme von 50 m³ 
Weserwasser pro Sekunde und zur Wiedereinleitung 
des erwärmten Kühlwassers und des Betriebswas-
sers in die Weser zu erteilen. 1974 hatte der Regie-
rungspräsident in Hannover die Zuständigkeit für das 
Verfahren an sich gezogen. 10 Gegen den Antrag gab 
es 3630 Einwendungen 11 . So beklagte Dipl.-Ing. 
Kurt Sommer als Beauftragter der Stadt Achim in den 
Verfahren, dass in trockenen Sommermonaten in der 
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Fälle soll fast das ganze Weserwasser mehrmals 
durch das AKW gepumpt werden. Außerdem beklag-
te er, dass sämtliche Gutachten geheim gehalten 
würden. 
Am 17. Februar 1977, zeitgleich mit einer Großdemo 
gegen das AKW Brokdorf, demonstrieren 800 Men-
schen am Baugelände und es kam zu einer sponta-
nen, zweistündigen Platzbesetzung, bevor die Polizei 
mit der Räumung drohte. Man beschloss für das 
nächste Mal eine Platzbesetzung konkreter vorzube-
reiten. 
Die Regionalkonferenz der Bürgerinitiativen gegen 
Atomkraftwerke vom 5.3.1977 in Kirchohsen rief zu 
einer Großdemonstration am Baugelände für den 
19.3.1977 auf (Plakat). An diesem Tag waren De-
monstrationszüge aus dem Norden von Kirchohsen 

und aus dem Süden von Grohnde geplant. In Kirc-
hohsen kam es zunächst zu einer Gleisbesetzung. 
Am Ortsausgang von Kirchohsen wurde eine Polizei-
sperre überwunden. Dafür wurde ein LKW der Poli-
zei mit Seilen entfernt. Von Norden und vom Süden 
erreichten 20.000 Demonstranten den Bauzaun. Mit 
Bolzenschneidern wurde Natodraht beiseite geräumt, 
mit Wurfankern Seile am Zaun befestigt. Darüber 
hinaus versuchten Leute mit Schneidbrennern, dem 
Zaun zu Leibe zu rücken. Die Polizei setzte Nebel-
bomben, Tränengas und Wasserwerfer ein, die eine 
mit chemischen Zusätzen ätzende Flüssigkeit ver-
spritzten. Durch Spitzhacken wurde daher die Haupt-
wasserleitung zum Baugelände derart lahmgelegt, 
so dass die Polizeiwasserwerfer laut Polizeifunk nur 
noch Wasser für einen viertelstündigen Einsatz hatte. 
An der Südecke gelang es, eine 15 Meter lange 
Bresche durch alle Zäune zu reißen, doch Polizei-
hundertschaften starteten vom Gelände aus einen 

Ausfallangriff. Mit der Zeit gewannen die Polizei-
kräfte auch auf Pferden die Überhand, so dass sich 
die Demonstranten nach Süden zurückzogen. Die  
Bilanz der „Schlacht um Grohnde“: 800 Demonstran-
ten wurden verletzt, davon mussten sieben stationär 
und 50 ambulant in der Klinik behandelt werden. 26 
AKW-GegnerInnen werden angeklagt, 110 weitere 
Ermittlungsverfahren werden eingestellt. Gegen die 
staatliche Repression gingen viele Menschen auf die 
Straße: Am 19.11.77 demonstrierten in Hameln 1200 
Menschen, am 14.1.78 in Bremen 2000 Menschen. 
In Hannover protestierten am 25.2. rund 7000 und 
am 10.6.78 etwa 5000 Menschen. Trotzdem wurden 
AKW-GegnerInnen wegen schweren Landfriedens-
bruch, Widerstand und Körperverletzung zu Haftstra-
fen bis zu 22 Monaten ohne Bewährung verurteilt 12 .  
Auf dem Kühlturmgelände wird ab dem 13.6.1977 
ein Anti-Atom-Dorf  errichtet. 200 Besetzer werden 
von 1.500 Polizisten am 23. August 1977 geräumt. 
Die pharmazeutische Fabrik aus Emmerthal hatte 
am 9. Juli 1976 gegen das AKW geklagt und nun 
im Juni 1977 vor dem Verwaltungsgericht Hanno-
ver Erfolg. Der Baustopp sollte nach dem Urteil des 

Anti-Atom-
Dorf in 
Grohnde 
(Foto:I+M Mund)
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Gerichtes erst zwei 
Monate nach Zustel-
lung des Beschlusses 
erfolgen 13. Am 20. 
August 1977 wurde 
das Urteil zugesandt, 
am 20. Oktober 1977 
begann der Baustopp, 
der erst im Februar 
1979 vom Oberverwal-
tungsgericht Lüneburg 
aufgehoben wurde. 

Transporte nach Frankreich. Anfang des Jahrtausends gab es 
Sonntagsspaziergänge um das AKW sowie Klagen gegen das 
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Brennelementen in die Wiederaufbereitung. Mit den Planungen 
der schwarz-gelben Bundesregierung die Laufzeiten der AKW zu 
verlängern und dem Antrag von E.ON in Grohnde MOX- Brenn-
elemente einzusetzen, wurden die Proteste wieder größer: Die 
Demo am 5.2.2010 in Hameln mit 600 Menschen und die „Sitz-
probe“ am 15.1.2011 mit 1000 TeilnehmerInnen und 50 Treckern 
vor dem AKW führten zur Verschiebung des MOX- Transportes. 14  
Zur Umzingelung des AKWs zum 25. Jahrestags von Tschernobyl 
am Ostermontag 2011 kamen unter dem Eindruck der aktuellen 
Ereignisse in Fukushima 20.000 Menschen zum AKW. 15 Im Vor-
feld der Demo ketteten sich am 10. April aus Betroffenheit durch 
die Ereignisse in Fukushima am AKW-Tor fest. Am 30.6.2011 
wurde vom Bundestag beschlossen acht AKW stillzulegen, die 
neun weiteren AKW über 11 Jahre weiter am Netz zu lassen. 
Das AKW Grohnde müßte erst Ende 2021 vom Netz, gegenüber 
dem „Konsens“-Gesetz von 2002 sogar eine Verlängerung von 3 
Jahren. Die Regionalkonferenz der Anti-AKW-Gruppen fordert die 
jetzige Abschaltung und plant weitere Aktionen.

Die Sitzprobe: Platz nehmen zum  
Protest am 15. Januar 2011

Am 25.4.2011 umzingeln 20.000 Menschen dicht ge-
drängt das AKW Grohnde und fordern: Abschalten!

BT-Wahl BT-Wahl BT-Wahl

AKW
Inbetrieb-
nahme 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023

Grafenreinfeld 1982
Grundremmingen B 1984
Philippsburg 2 1985
Grundremmingen C 1985
Grohnde 1985
Brockdorf 1986
Isar 2 1988
Emsland 1988
Neckarwestheim 2 1989

Laufzeit-Ende nach "Konsens"-Gesetz 2002 
Laufzeit-Ende nach gegenwärtigem Plan

Ende 1984 wurde der Reaktor trotz der großen Pro-
teste in Betrieb benommen, am 1.2.1985 begann der 
sogenannte „kommerzielle Betrieb“. 

In den 80er und 90er Jahren kam es mehr zu Klein-
gruppenaktionen wie AKW-Blockaden oder der Kühl-
turmbesetzung  von Robin Wood am 12.6.1990. Die 
anliegenden Gemeinden hatten sich auch auf Grund 
der Steuereinnahmen und Aufträgen mit dem AKW 
arrangiert. 
Seit 1990 rollten abgebrannte Brennelemente von 
Grohnde in die Wiederaufbereitung nach Frankreich, 
erst im Mai 1998 kam raus, dass es dabei auch am 
AKW Grohnde zu zwei Grenzwertüberschreitungen 
bei den Transportbehältern gekommen war. Beglei-
tet von Protesten fuhren 2002 - 2004 die letzten 
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5. Wechselnde Besitzverhältnisse beim AKW  
    Grohnde und lokale Versorgungsstruktur
Das Atomkraftwerk Grohnde ist heute ein Gemein-
schaftsunternehmen der E.ON Kernkraft mit Sitz 
in Hannover (ehemals Preußen Elektra Kernkraft 
GmbH & Co. KG) und der Stadtwerke Bielefeld 
GmbH mit 16,7%. Die Betriebsführung hat E.ON mit 
83,3 % Anteil. 
Am 3. Dezember 1973 wurde der Antrag auf Errich-
tung und den Betrieb des Kernkraftwerks Grohnde 
beim Niedersächsischen Sozialministerium einge-
reicht. Antragsteller war die Preußen Elektra auch 
im Namen und in Vollmacht der Gemeinschafts-
kernkraftwerke Weser GmbH in Porta Westfalica 
Veltheim. Schon einen Tag vorher hatten sie beim 
Landkreis-Hameln-Pyrmont einen wasserrechtli-

chem Genehmigungsantrag gestellt.Nachdem am 
19.6.1975 die Gemeinschaftskraftwerke Grohnde 
GmbH mit Sitz in Emmerthal gegründet worden war, 
trat diese am 15.7.1975 in den wasserrechtlichen An-
trag der PreußenElektra ein und ergänzte den Antrag 
mit weiteren Unterlagen. 16                                                                                
Der Gesellschafter des Kernkraftwerkes Grohnde, 
Wesertal war wegen steigender Kosten beim Bau 
des Kernkraftwerkes Grohnde Anfang der 80er 
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monatige Baustopp verursachte erheblich Kosten. 
1987 gehörte die Gemeinschaftskraftwerk Grohnde 
GmbH zu 50 %  der E-On-Vorgängerin Preußen 
Elektra AG, und zu 50 % der Gemeinschaftskraft-
werk Weser GmbH. An der Gemeinschaftskraftwerk 
Weser GmbH waren wiederum „die Stadtwerke 
Bielefeld, die Elektrizitätswerke Minden-Ravenberg, 
und die Elektrizitätswerke Wesertal GmbH zu je 33,3 
% beteiligt.“ 17 An der Elektrizitätswerke Wesertal 

GmbH war wiederum der Landkreis Hameln-Pyr-
mont, Landkreis Holzminden, Landkreis Schaumburg 
und Landkreis Lippe beteiligt.  Im Erörterungstermin 
zum Zwischenlager Grohnde am 7.6.2001 ging der 
Einwender und Zeuge Michael N. (--> Kapitel Alter 
Stahl...) ging davon aus, dass bei einer Pleite von 
Wesertal die Kommunen und deren Hausbanken - in 
diesem Fall die Sparkassen - bei so einem Groß-
projekt pleite gewesen wären. 18 Die Gesamtkosten 
sollten sich nach anfänglichen Berechnungen „auf 
eine Millarde DM belaufen. Die Kostenentwicklung 
in den darauffolgenden Jahren ist ein Musterbeispiel 
dafür, wie unseriös die bundesdeutschen Energie-
versorgungsunternehmen kalkulierbaren – was für 
sie betriebswirtschaftlich folgenlos bleibts, da sie als 
Monopolisten die Mehrkosten auf die Verbraucher 
abwälzen können. Bis zur kommerziellen Inbetrieb-
nahme hatten sich die Kosten mehr als verdreifacht, 
3,5 Mrd. DM mußten aufgewendet werden. (...) 
Schon vor Inbetriebnahme machte sich die Betrei-
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auf dem Mark unterbringen könnten. Denn durch 
Grohnde entstand in der Grundlast ein Überangebot 
an Strom. Schließlich verkaufte die Preußen Elektra 
den Grohnde-Strom  nach Hannover (mit Hilfe von 
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eigenes Kraft-Wärme-gekoppeltes Elektrizitätswerk 
zu bauen, über den Haufen warf.“  19 

146,5 Meter werden die Kühltürme hoch, unten 105, 
oben 63 Meter breit.
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2003 entstand durch Übernahme und Fusion die 
E.ON Westfalen-Weser. Oktober 2003 durch Über-
nahme und Fusion der Regionalversorgungsgesell-
schaften:
- EMR Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg  
   (Herford) 
- PESAG (Paderborn) und 
- Elektrizitätswerk Wesertal (Hameln). 

Das Kerngeschäft ist die Erzeugung und der Trans-
port von Strom, Erdgas, Wasser und Wärme. Zum 
Versorgungsgebiet zählen Teilbereiche von Ostwest-
falen-Lippe und Südniedersachsen. Die Gesellschaft 
hält in diesem Geschäftsfeld Anteile an mehreren 
Stadtwerken und Nahwärmeversorgern. 
E.ON-Westfalen Weser  gehört zu 62,1 % die E.ON 
Energie AG München, zu 21,2% die HPB Beteili-
gungsgesellschaft mbH, Paderborn, zu jeweils 1,9 % 
der Landkreis Herford und der Landkreis Paderborn, 
dem  Landkreis Hameln-Pyrmont zu 0,5 % und 32 

weiteren Kommunen.
E.ON-Westfalen Weser hält wiederum unter anderen 
65,4 % an der Nahwärmeversorgung Bad Oeynhau-
sen-Löhne GmbH,  100,0 % an der Kraftverkehrs-
gesellschaft Paderborn mbH, und 84,6 % Naturgas 
Emmerthal GmbH&Co.KG, und an den Abwasserbe-
triebe AWP GmbH 100,0 %, und der Wasser GmbH 
Salzhemmendorf  zu 49,0 %. Der Unternehmenssitz 
�
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derborn, die Hauptverwaltung ist in Herford ansässig 
(Graphik).(Foto:I+M Mund)
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6. Die Gefahr des Abklingbeckens

Der Reaktorunfall in Fukushima hat den Blick auf die 
Problematiken der Abklingbecken in AKWs geschärft: 
Im Block 4 des japanischen AKW ist der Hebe-Kran 
der Brennelemente in das Abklingbecken gestürzt. 
Das Becken und die dort gelagerten 1.331 abge-
brannten Brennelementen wurden massiv beschä-
digt. Große Mengen Radioaktivität wurden frei, unter 
fast freiem Himmel fand die Kernschmelze statt.
Abgebrannt bedeutet, dass sich in den Brennele-
menten auch ca. 1 % hochradioaktives und hoch-
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Abklingbecken mit mehreren Meter Wasser bedeckt. 
Doch ohne permanente Kühlung schmelzen die 
Brennstäbe und die radioaktiven Spaltprodukte wer-
den freigesetzt.  20

Das Abklingbecken in Grohnde liegt - im Gegensatz 
zu Fukushima - innerhalb des Sicherheitsbehälters. 
Die Grundproblematik bleibt. Für den Reaktorbetrieb 
werden beim AKW Grohnde 193 Brennelemente 
benötigt. Jedes Jahr werden 1/4 der Brennelemen-
te, also 48 Brennelemente, ausgewechselt und mit 
einem Kran ins Abklingbecken gehievt. Dort sollen 
sie eigentlich nur 4 Jahre lang lagern, so sagte es 
jedenfalls noch im Juli 2011 der Leiter für interne 
Kommunikation des Atomkraftwerks  Grohnde Claus 
Sievert gegenüber dem Deutschlandfunk. 21 
Im Abklingbecken müssen immer 193 Plätze für eine 
Notleerung des Reaktors freigehalten werden. Laut 
einer Liste der Gesellschaft für Reaktorsicherheit 
(GRS) aus dem Jahr 2009 war das Abklingbecken in 
Grohnde aber bereits mit 416 Brennelementen zu 73 
% gefüllt. Bei einem Jahreswechsel von 48 Brenn-
elementen ist es eine leichte Rechenaufgabe, um 
fest zu stellen, dass einige Brennelemente bereits 
seit 8 Jahren im Grohnder Abklingbecken liegen.

Statt die Brennelemente wenigstens etwas sicherer 
„in Castoren zu lagern, ist es viel billiger, sie einfach 
länger im Wasser stehen zu lassen. Denn wenn sie 
hier weiter abkühlen, kann man später auch mehr 
von ihnen in einen teuren Trockenbehälter verpa-
cken. So wird das Abklingbecken zum Zwischenla-
ger, um Kosten zu sparen“ 22 so das ARD-Magazin 
Monitor. Der Atomkritiker Mycle Schneider forderte 
im April 2011 in dem ARD-Magazin: „Wenn es eine 
Lehre gibt aus Fukushima, dann geht es darum das 
Potenzial, das Gefahrenpotenzial zu verringern. Und 
das erste, was man machen kann, wo man keinen 
Audit für braucht, man braucht keine Stresstests, 
ist ab morgen früh anzufangen und die Anzahl von 
Brennelementen, die Menge an Brennstoff in Ab-

Ein Brennelement mit 236 Brennstäben aus Metall 
im Modell
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1

Das AKW Grohnde im Modell:
1 Reaktordruckbehälter (RDB)
2 Dampferzeuger
3 Brennelementelager /Abklingbecken
4 Sicherheitsbehälter (SB)

4

klingbecken zu verringern, raus in Trockenlager!“  23

Anfangs war ein Abklingbecken in Grohnde für nur 
260 Brennelemente geplant. Damit wäre eine 4-jäh-
rige Lagerung im Abklingbecken schon möglich 
gewesen.
Doch bereits 1979 schrieb die PreußenElektra in ei-
nem ersten Brief an das Niedersächsische Sozialmi-
nisterium, dass sie ein Kompaktlager im Abklingbe-
cken beim AKW Grohnde plane. Im Mai 1981 hat die 
Gemeinschaftskraftwerk GmbH  (50 % PreußenElek-

tra, 50 % Gemeinschaftskraftwerk Weser) beantragt, 
statt 260 Brennelementen 768 Brennelemente im 
Abklingbecken lagern zu dürfen. Damit die Brennele-
mente enger lagern können, wurden extra rostfreie 
Strahlbetonbleche angebracht, mit Neutronen absor-
bierenden (abfangenden) Bor als Legierungsmittel 
24, so dass die Brennelemente nicht kritisch werden, 
also eine weitere Kettenreaktion verhindert wird. 
Gegen die Kapazitätserweiterung hatten fünf Bürger-
initiativen, die Städte Hameln und Bodenwerder und 
die Gemeinde Emmerthal vergeblich unter anderem 
eingewendet, dass es sich hierbei um ein verkapptes 
Zwischenlager handle. 25 Trotzdem ist das Kompakt-
lager im Dezember 1982  vom Niedersächsischen 
Sozialministerium genehmigt worden. 26
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7. Alter Stahl mit Neigung  
    zu spontanen Rissen !
Reinhard Hesse berichtete am 8. Juni 1982 in der 
taz von einem Presserundgang auf der Baustelle des 
AKW Grohnde: „Prekärer werden die Sicherheits-
fragen beim >>Sicherheitsbehälter>>, der zweiten 
Station des Presserundganges. (...) In Grohnde 
wurde für den Sicherheitsbehälter der Feinkornbau-
stahl WSt E 51 verbaut, der außer in Grafenrheinfeld 
nirgendwo sonst in bundesdeutschen Sicherheitsbe-
hältern verwendet wird. Eine allgemeine Zulassung 
für  WStE51 liegt nicht vor, die Hersteller beantragten 
deshalb für die beiden AKWs eine Einzelzulassung. 
Am 15.8.1976 wurde der Werkstoff von der Reak-
torsicherheitskommission außerordentlich negativ 
beurteilt. Der AKWs befürwortende Prof. Kußmaul 
sprach damals von >>offensichtlich negativen Er-
fahrungen<< , die man mit diesem Werkstoff in 
anderen Kraftwerksbauteilen gemacht hatte. Nach 
der RSK-Sitzung erging ein >>Weisungsbeschluß<<  
des TÜV, nach dem Werkstoffe mit einer höheren 

Festigkeit als 360 Newton pro mm² (Newton ist die 
physikalische Einheit der Kraft) nicht mehr zugelas-
sen werden sollen. WSt E 51 hat einen Wert von 
510 Newton/ mm². Zu der Zeit war der Stahl jedoch 
schon fertig.“ 27 Auch im Bundesinnenministerium 
machte man sich erhebliche Sorgen und überlegte 
sogar die Teilerrichtungsgenehmigung zurückzuzie-
hen. Intern fragte man am 29.9.1976 die Rechtsab-
teilung wegen der Sicherheitsbehälter (SB)  an: „Der 
Bundesinnenminister hat dem Bau der Kernkraftwer-
ke durch entsprechende Weisungen zum Standort 
und Konzept zugestimmt. Die SB sind daraufhin in 
Teilerrichtungsgenehmigungen genehmigt worden. 
Der Grafenrheinfeld Sicherheitsbehälter ist bereits 
gebaut, bei Grohnde sind die Bleche fertig gestellt, 
mit der Montage auf der Baustelle ist aber noch nicht 
begonnen worden. Auf der 114. RSK-Sitzung und der 
74. Unterausschuss Reaktordruckbehälter wurden 
Bedenken gegen den verwendeten SB-Stahl laut. Es 
stellen sich zwei Fragen: 1. Welche Möglichkeiten 
gibt es, die Teilerrichtungsgenehmigung zu wider-
rufen? 2. Welche Konsequenzen hat das für das 
Bundesinnenministerium?“ 28 Die Konsequenzen wie 
Schadenersatzforderungen haben die Beamten dann 
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und die PreußenElektra waren zumindest bereit für 
Stutzen und Stutzenbleche anderen Stahl zu ver-
wenden. 29 (Stutzen sind recht- oder schiefwinklig auf 
ein Rohr aufgeschweißte Rohrstücke, um Teilströ-
me zusammenzuführen oder abzuzweigen, oder an 
einen Behälter angeschweißtes Rohrstück als Zu- 
oder Ableitung. Dazu muss am Leitungsrohr oder am 
Behälter eine entsprechende Öffnung „ausgehalst“ 
werden.)  30

Die Bundesregierung antwortete auf eine Anfrage im 
Bundestag, die Reaktorsicherheitskommission habe 
für Grohnde den verwendeten Werkstoff für gera-
de noch geeignet erklärt, unter der Voraussetzung, 
dass strenge Verarbeitungsbedingungen eingehalten 
werden.
Mit der Verarbeitung des Stahls und der Kontrolle 
war es aber wohl nicht weit her. 31 Bei den Bauarbei-
ten am Kraftwerk kam es immer wieder zu Unregel-
mäßigkeiten. Aufgrund steigender Kosten beim Bau 
kamen die Gesellschafter Anfang der 80er Jahre in 
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Offenbar wurden bereits beim Bau des Atomkraft-
werks Sicherheitsprüfungen gefälscht. Beim Erörte-
rungstermin zum Zwischenlager Grohnde am 7. 6. 
2001 erhob der Einwender und Zeuge Michael N. 
aus Hameln entsprechende Vorwürfe: Die ganzen 
Vorkommnisse seien vor dem Hintergrund zu sehen, 
dass der Gesellschafter des Kernkraftwerkes Groh-
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Beton ab. Wie wohl der sogenannte Betonsicher-
heitsbehälter von innen aussieht?
12



nde, die Firma Wesertal, wegen steigender Kosten 
beim Bau des Kernkraftwerkes Grohnde Anfang der 
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war. 32 Der Zeuge behauptete, die Firma Kraftanla-
gen AG, Heidelberg hatte große Probleme mit der 
Schweißerei und im Bereich der Qualitätssicherung 
gehabt, wie auch weitere nicht namentlich genann-
te Firmen. Der Zeuge berichtet von Manipulationen 
bei der Qualitätssicherung: „Fand man in Anfor-
derungsstufe 2 bzw. 3 eine defekte Schweißnaht, 
schmiss man die Filme weg. (...) Konnte eine de-
fekte Schweißnaht nicht repariert werden, so wurde 
bei der Fa. Kraftanlagen AG, Heidelberg, Baustelle 
Grohnde, der Vorgang den Bauleitern Krönung/Wilde 
bzw. dem Leiter QS Karrer weitergegeben. Nach 2-3 
Tagen kam dann der Fall zurück in die Qualitätssi-
cherung. Protokolle und Filme waren äußerlich dann 
in Ordnung. Jeder in der QS wusste, dass Protokolle 
und Filme falsch waren. >>Gesund-Beten<< wurde 
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ger vor. Es war im Bereich der Montageleitung und 
im Bereich der Qualitätssicherung ein offenes Ge-
heimnis, dass es auf der Baustelle des KKW Groh-
nde jemanden gibt, der Prüfdokumente erstellt. (...) 
In der 2. Hälfte 1982 lernte ich über den Leiter der 
QS/KWU, Gerloff, den Chef der Fa. WELO, damals 
in Hambühren ansässig, - Werner Lorenz – kennen, 
der zu diesem Zeitpunkt schon QS und Dokumenta-
tion der Fa. Hubert Schulte GmbH, Bochum auf der 
Baustelle des KKW Grohnde übernommen hatte. 
... Bei Lorenz Abwesenheit war in der Regel sein 
Büroraum verschlossen. Einige Male vergaß er dies 
allerdings. Ich sah in sei-
nem Büroraum technische 
Dokumentationen von 
Kraftwerken, sowie die da-
zugehörigen Prüfprotokol-
le von Baugruppen, für die 
wir keine Aufträge hatten. 
Jedes Kraftwerk hat eine 
eigene Nummer. Einige 
Prüfprotokolle waren 
halbfertig. Die TÜV-Stem-
pel lagen offen auf dem 
Schreibtisch. Von diesem 
Moment an war für mich 
erwiesen, dass Werner 
Lorenz der Mann war, der 
am KKW Grohnde die 
falschen Prüfprotokolle 
erstellte und von dem auf 

der Baustelle überall gesprochen wurde.“ 33

„Trotz der enormen Kostensteigerung wurde nicht 
nach dem neuesten Stand der Technik gebaut. So 
wurde, wie beim AKW Krümmel, für die Sicherheits-
hülle Stahl geringer Zähigkeit verwendet. Der TÜV 
bemängelte auch dessen Schweißnähte, ohne Re-
aktion der Erbauers, der Kraftwerke Union (KWU).“ 
34 Die Bundesregierung bestätigte in einer Antwort 
auf die Anfrage des Abgeordnete Krizsan zumindest, 
dass Schmiedeteile der Reaktordruckbehälters des 
Kernkraftwerks Grohnde in Japan hergestellt worden 
seien, und dass der TÜV Hannover  den Reaktor-
druckbehälter wegen geringer Deckelstärke zurück-
gewiesen habe und ein zusätzlicher Nachweis der 
ausreichenden Dimensionierung  gefordert worden 
sei, 35 „später aber unverändert genehmigt worden 
sei. Der ehemalige TÜV-Fachschweißer Richard 
Höhne: >>Der TÜV ist abhängig von wirtschaftlichen 
Interessen>>“ 36.  Weiter saß Erhard Keltsch, Vor-
standssprecher der Preußen Elektra gleichzeitig im 
Vorstand des TÜV Hannover. 37 Die Kohl-Regierung 
hielt das für unbedenklich, da TÜV-Sachverständige 
formal keiner direkten Weisung der Vorstände unter-
lägen.          

13



                                                     

Auch das noch: Weitere Leis-
tungserhöhung für das AKW 
Grohnde beantragt!
Trotz der Probleme mit dem Stahl hat E.ON im 
September 2007 beantragt die Leistung des AKW 
Grohnde zu erhöhen. Das bedeutet, dass der Druck 
und die Temperatur z.B. des Kühlmittels im Reaktor 
steigen. “Es ist ein bisschen wie bei aufgemotzten 
Autos, die schneller kaputtgehen“, sagte Wolfgang 
Renneberg, Ex-Leiter der Abteilung Reaktorsicher-
heit im Bundesumweltministerium dem Spiegel. 38  
Bereits 1990 und 1995 war die Leistung des AKWs 
von 3.765 auf nun 3.900 Megawatt thermischen Leis-
tung erhöht worden.

Seit 2007 wird eine Leistungserhöhung auf 4000 
Megawatt von den Behörden geprüft. Kein anderes 
AKW in Deutschland hat eine Leistungserhöhung auf 

Genehmigte thermische Leistung 
bei Erstkritikalität

MWth 3765 1. TEG v. 08.06.1976

Thermische Leistungserhöhung MWth 3850 Antrag v. 27.06.1989
ÄG v. 09.02.1990

Thermische Leistungserhöhung MWth 3900 Antrag v. 13.06.1997
ÄG v. 29.06.1999

Beantragte Leistungserhöhung MWth 4000 Antrag v. 24.09.2007
Elektrische Leistung (brutto) 
im Jahr der Erstkritikalität

MWe 1365 1984

Jahr der Änderung der elektrischen Leistung MWe 1394 1990
Derzeitige elektrische Bruttoleistung MWe 1430 1995

Übersicht 
über ther-
mische und 
elektrische 
Leistungs-
erhöhungen 
beim AKW 
Grohnde
Stand: 
31.12.2010  39

einen so hohen Wert bisher genehmigt bekommen.  
Im März 2011 ist herausgekommen, dass E.ON 
schon in Hoffnung auf eine Genehmigung Turbinen-
schaufeln  ausgetauscht hat, obwohl bis heute keine 
Genehmigung vorliegt. 40 Eine von den bayrischen 
Behörden geplante Genehmigung eines Antrags auf 
Leistungserhöhung auf 3.950 Megawatt thermische 
Leistung vom 16.6.2000 für das vergleichbare AKW 
Grafenrheinfeld ist vom Bundesumweltministerium 
im Februar 2004 abgelehnt worden. Statt dessen hat 
das Bundesministerium auf weitere Nachweise der 
Sicherheit bestanden, die bis heute nicht erbracht 
worden sind. „Potenziell steigt insbesondere bei ei-
nem Störfall durch die mit der Leistungserhöhungen 
verbundenen Druck und Temperaturerhöhungen das 
Risiko, weil thermische Leistungserhöhungen mit ei-
ner erhöhten Beanspruchung fast aller nukleartechni-
schen Teile eines Kernkraftwerkes und des Wasser-
Dampf-Kreislaufes verbunden sind“ begründete die 
oberste Atomaufsicht ihre Ablehnung, und forderte, 
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beherrscht werden kann. Sollte außerdem das Kühl-
system wie im japanischen Kraftwerk von Fukushima
 versagen, bleibt den Technikern auch weniger Zeit, 
die Anlage zu stabilisieren. Bei der geplanten Leis-
tungserhöhung in Grafenrheinfeld, wäre die Zeit, in 
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der bei bestimmten Szenarien eine sekundäre Dru-
ckentlastung nötig gewesen wäre, von 13 auf neun 
Minuten gesunken. 41 Weiter sei die Ermüdungs-
festigkeit von Werkstoffen wie Stahl unter Medie-
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angenommen. 42 Im AKW Grohnde sind bereits am 
15. Mai 2011 an zwei Hauptkühlmittelpumpen Risse 
entdeckt worden, die durch thermische Ermüdung 
verursacht worden sind. Des weiteren konnten Hüll-
rohrabplatzungen und  korrosionsbedingte Brenn-
elemente-Defekte nicht ausgeschlossen werden, da 
auch hierzu keine Nachweise erbracht wurden. 43 
Dabei sind bereits am 21.3.1995 defekte Hüllrohre 
an Brennelementen des AKW Grohnde festgestellt 
worden, am 15.4.2010 drei defekte Brennelemente 
und zwei weitere defekte Brennelemente während 

der Revision am 13. Mai 2011. Dabei sind radioakti-
ven Edelgase und Jod 131 in der Abluft  zwar unter 
den Tagesgrenzwerten geblieben, „lagen aber im-
merhin 25 Mal so hoch wie im Normalbetrieb“, sagte 
der niedersächsische Landtagsabgeorndete Kurt 
Herzog nach der Unterrichtung durch das Umwelt-
ministerium im Umweltausschuss des Niedersächsi-
schen Landtags. 44
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8. Der verheimlichte Störfall

„Mir läuft der kalte Schauer über den Rücken“ 
war der SPIEGEL-Report betitelt, der just zum 1. 
Tschernobyl-Jahrestag erschien. Darin eine Liste 
verheimlichter Störfälle aus aller Welt. Einer davon 
ereignete sich auch in Deutschland, und zwar im 
AKW Grohnde: Der Bericht des Bundes-umweltmi-
nisters Walter Wallmann verheimlichte das ganze 
Ausmaß  des Störfalles:  >>Am 6. März 1985, so Ex-
Umweltminister Walter Wallmann in einem „Bericht 
über besondere Vorkommnisse in Kernkraftwerken“, 
kam es dort zu einem „Ausfall einer Sicherheitsein-
speisepumpe bei einem Probelauf“. Als die Grünen 
im Landtag in Hannover nachhakten, antwortete 
Niedersachsens Umweltminister Werner Remmers: 
Beim Zwischenfall in Grohnde „lag keine potentielle 
sicherheitstechnische Relevanz vor“, andere Pum-
pen „waren nicht beeinträchtigt“; Gegenmaßnahmen 
seien nicht erforderlich gewesen, die Ursache der 
Störung „wurde zweifelsfrei festgestellt“ - insgesamt 

also ein harmloser, kaum erwähnenswerter Vorfall?   
Im Bericht der Internationalen Atomenergie-Organi-
sation liest es sich ganz anders. Keineswegs war, 
wie Wallmann glauben machte, nur eine Pumpe bei 
einem Probelauf ausgefallen. Vielmehr wurde erst 
während eines Tests entdeckt, dass eine Notkühl-
pumpe schon seit einiger Zeit defekt war. Darin hatte 
sich Gas statt Wasser angesammelt. Beim Entlüften 
fanden sich dann sogar „große Gasmengen in der 
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„Wären die Pumpen im März 1985 nicht nur getes-
tet, sondern tatsächlich benötigt worden, hätten sie 
nach zehn Minuten ihren Geist aufgegeben“, sagt 
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Amerikanischen Atombehörde NRC gilt der Aus-
fall eines solchen Systems als Vorläufer für einen 
schweren Unfall. Hirsch: „Das war der halbe Weg zur 
Kernschmelze.“ >>45   

Atomkraftwerk  Typ MW Inbetrieb-
nahme

geplante 
Abschaltung

Anzahl der 
Ereignisse

Grohnde DWR 1440 1984 2021/22 226
Grafenreinfeld DWR 1345 1981 2015/16 222
Brokdorf DWR 1480 1986 2021/22 212
Philippsburg 2 DWR 1468 1984 2019/20 192
Emsland, Lingen DWR 1400 1988 2022/23 121
Gundremmingen B SWR 1344 1984 2017/18 113
Gundremmingen C SWR 1344 1984 2021/22 99
Neckarwestheim 2 DWR 1400 1988 2022/23 82
Isar 2, Essenbach DWR 1485 1988 20222/23 72
Quelle: Bundesamt für Strahlenschutz, Stand 8.8.2011 
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von den neun noch in Deutschland laufenden Atomkraftwerken an.

Helmut Hirsch: 
„Der halbe Weg zur 
Kernschmelze“.

Werner Remmers: 
„Keine Relevanz.“
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9. Der sogenannte „Normalbetrieb“:  
    Radioaktivität in Abluft und Abwasser 

Auch wenn es zu keinem Unfall kommt, werden im 
sogenanntem Normalbetrieb Radioaktivität in der 
Abluft und im Abwasser frei. Der TÜV Hannover  
untersuchte 1974 im Auftrag des Niedersächsische 
Sozialministerium im Rahmen der sicherheitstech-
nischen Begutachtung des AKW Grohnde die bean-
tragten Höchstgrenzen und stellte fest, dass es bei 
Hanglagen des Wesertals zu wesentlich höheren ra-
dioaktiven Belastungen kommt als in Tallagen. Dabei 
geht der TÜV von einer Ausbreitung vom Abluftkamin 
in 130 Meter Höhe aus. Als Hanglage wird ein Hang 
in etwa 1,5 km Entfernung nordnordwestlich  vom 
Kraftwerke als repräsentativ angesehen. 

Dabei ist zu beachten, dass nach dem Antrag der 
Betreiber die Stundenwerte, „wenn es zur Aufrecht-
erhaltung der Stromversorgung erforderlich ist, 
vorübergehend bis zum Zehnfachen überschritten 
werden dürfen unter der Voraussetzung, dass die 
über die vergangen 6 Monate gemittelten Abgabera-
ten die Grenzwerte nicht erreichen.“ Bei der Belas-
tung durch Jod 131 wurde der Pfad Weide-Kuh-Milch 
betrachtet Bei den „Radiologischen Auswirkungen 
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pro Jahr nicht mehr als 59.200 Gigabecquerel Tritium 
in die Weser abgegeben werden. 2002 wurden aus 
dem AKW Grohnde 18.000 Gigabecquerel Triti-
um abgegeben,also wurde der Grenzwert zu 30% 
ausgeschöpft. Dabei wurde der Verzehr von Fischen 
aus der Weser, die Kontamination von Viehtränken 
und daraus resultierende kontaminierte Milch und die 
Direktstrahlung aus dem Fluss betrachtet. Bei einer 
Kontamination des Weserwassers von 3,7 Becquerel 
pro Liter würde Fischverzehr zu einer Belastung von 
75 Mikrosievert pro Jahr führen.  Außerdem wies der 
TÜV darauf hin, dass „der Transport gefährlicher Gü-
ter auf der Weser nicht grundsätzlich ausgeschlos-
sen werden kann“. 

Bei der Betrachtung der „Baulichen Anlagen“ kritisiert 
der TÜV, dass im Gegensatz zum AKW Grafenrhein-
feld die zwei Dieselgebäude wieder zu einem zusam-
mengefasst werden: „Die Aufteilung der Diesel auf 
zwei separate Dieselgebäude erscheint sicherheits-
technisch sinnvoller. Bei detaillierter Begutachtung 
muss geprüft werden, inwieweit Folgeschäden bzw. 

Belastungspfad Abgaberate pro Jahr Tallage Hanglage
Jod 131, Schilddrüse von Kleinkindern               9,62 GBq 35 Mikrosievert/a 194  Mikrosievert/a
Äußere �-Bestrahlung (Edelgase) 1.184.000,00 GBq 10 Mikrosievert/a   56  Mikrosievert/a
Aufnahme über Mund/Verdauung Cs 137            407,00 GBq 9 Mikrosievert/a 52  Mikrosievert/a
Äußere �-Bestrahlung (Edelgase) 1.184.000,00 GBq 6 Mikrosievert/a 2  Mikrosievert/a
Inhalation (Aerosole) (Cs137)           407,00 GBq 0,2Mirkrosievert/a 1  Mikrosievert/a

TÜV-Untersuchung 1974: Höhere radioaktive Belastung in Hanglagen

17



Einwirkungen von Außen das Versagen aller Diesel 
bewirken können.“ 46  Prof. Dr. Klaus Bätjer von der 
Universität Bremen nahm zur Frage, was diese vom 
AKW Grohnde abgegebene Radioaktivität bedeute, 
1978 folgendermaßen Stellung: 
Die Radioaktivität „verteilt sich erst lokal und spä-
ter global und ruft Erbschäden und Krankheiten bei 
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keine ungefährliche Menge von Radioaktivität - j e 
d e zusätzliche Strahlenbelastung fordert ihre Op-
fer. Wie hoch der Zahlenwert im konkreten Fall ist, 
lässt sich experimentell und statistisch nur äußerst 
schwierig nachweisen und stellt e i n Thema der wis-
senschaftlichen Kontroverse da. Unbestritten ist, daß 
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bens, besonders gefährdet sind: die Eizelle der Frau, 
der Fötus,  die Säuglinge und Kleinkinder, Kranke 
und Alte Menschen. Diese werden von Krankheiten 
wie Krebs (und Leukämie) und Infektionskrankheiten 
hinweggerafft, die durch Strahlung erzeugt wurden.“

Am 21. März 1997 wurde bekannt, dass es in den 
Jahren 1994 – 1996 aus dem AKW besonders viel 
an langlebigen radioaktiven Gasen entwichen ist. 
Das niedersächsische Umweltministerium als Auf-
sichtsbehörde sprach von „Ausreißern“, die auf 
Defekten von Brennstäben zurückzuführen seien. 
Das Material der Hüllrohre war in Grohnde als unge-
eignet erkannt worden und bei Brennstäben eines 
anderen Fabrikanten seinen Abstandshalter gebro-
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Ableitung radioaktiver Edelgase mit der Fortluft  in Gigabequerel aus KKW 1996  47

chen. Trotzdem kommt es bis heute immer wieder 
zu Problemen mit Brennstäben. Die im Kühlsystem 
des Reaktors konzentrierten Gase müssten bei der 
jährlichen Revision abgeführt werden, aus physika-
lisch und technischen Gründen könnten gerade solch 
langlebige radioaktive Edelgase wie Xenon 133 nicht 
zurückgehalten werden und würden zu Beginn der 
Revision „kontrolliert abgegeben“.  Obwohl die Gase 
nur an wenigen Tagen abgegeben wurden, waren 
diese Emissionen so gravierend, dass sie sich in den 
Jahreswerten niedergeschlagen haben. 1996 kam es 
in keinem anderen AKW in der BRD zu solch hohen 
Edelgas-Emissionen. 
       
Dem ARD-Magazin Plus-Minus legte RWE exempla-
risch tägliche Messwerte vom AKW Gundremmingen 
vor.  Demnach schnellt  bei der Revision die Abga-
be von Edelgasen innerhalb eines Tages um das 
160-Fache in die Höhe. Innerhalb weniger Tage ent-
weicht fast ein Drittel des gesamten Jahresaussto-
ßes von Edelgasen, bei Jod ist es sogar die Hälfte. 
Der Strahlenbiologe Edmund Lengfelder dazu: „Die 
Freisetzung durch eine so massive Erhöhung be-
deutet einen Schub an Strahlenbelastung besonders 
für ein kindlichen Organismus, der fünf- bis zehnmal 
strahlensensibler ist als der Erwachsene und das 
ist für mich wie dem Kind eine Flasche Schnaps an 
einem Tag geben. Es wird befürchtet, dass so die 
erhöhte Rate an Leukämie um AKWs besonders bei 
Kindern zu erklären ist. 48 
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10. Gesundheitliche Gefahren  
      durch Atomkraftwerke 
Tschernobyl und Fukushima haben deutlich ge-
macht, dass der GAU nicht system- sondern techno-
logiebedingt überall eintreten kann. Sie haben auch 
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vor der Bewältigung derartiger Katastrophen ste-
hen. Würde es in Grohnde zu einer Kernschmelze 
mit Freisetzung von radioaktiven Partikeln kommen, 
müssten wie in den  Katastrophen-Reaktoren in der 
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Menschen aus der Region evakuiert werden. Gleich-
zeitig müssten möglichst viele Einsatzkräfte zur 
Versiegelung des beschädigten Reaktors herange-
zogen werden. Tatsächlich gilt eine Zone von 10 km 
(Hameln) beziehungsweise von 25 km (Holzminden)  
49 als das anvisierte Territorium für eine Evakuie-
rung, davon wird jedoch in den Katastrophenschutz-
Plänen Abstand genommen. Außerdem sollen in den 
Kommunen in diesem Umkreis Jodtabletten vorrätig 
sein, die als Erstmaßnahme gegen die radioaktive 
Belastung der Schilddrüse ausgeteilt werden sollen. 
50

Grundsätzlich besteht dabei jedoch das Problem, 
dass diese Tabletten nicht zu früh eingenommen 
werden dürfen, weil ihre Wirkung sonst verpufft. 
Jodtabletten können zudem nur Schutz gegen die 
Aufnahme von radioaktivem Jod bieten, um so mög-
lichst das Risiko für Schilddrüsenkrebs zu minimie-
ren. Ganz besonders anfällig für diesen Krebs sind 
Kleinkinder und Heranwachsende. Ein Blick nach 
Gomel, Weißrussland, macht die ganze Katastrophe 
deutlich: Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
rechnet damit, dass mehr als 50.000 Kinder und 
Heranwachsende durch das von den Müttern auf-
genommene radioaktive Jod an Schilddrüsenkrebs 
erkranken, auch wenn sie erst lange Zeit nach der 
Katastrophe von Tschernobyl geboren wurden und 
selbst nie der direkten Strahlung ausgesetzt waren. 
Eine Zunahme wurde auch bei Brustkrebserkran-
kungen junger Mädchen sowie Hirntumoren bei 
Jugendlichen allgemein festgestellt.  Es wird deshalb 
vermutet, dass durch die Strahlung eine genetische 
Veränderung ausgelöst wurde, die die Krebserkran-
kungen erst in den folgenden Generationen auftreten 
lässt. Für alle anderen radioaktiven und hochgifti-
gen Partikel, die das Atomkraftwerk im Laufe eines 
Unfalls verlassen, gib es bisher keinen effektiven 
Schutz. Zu diesen Elementen gehört zum Beispiel 
das Strontium, das sich vorzugsweise anstelle von 
Kalzium in Knochen und Zähnen anreichert. Ein 
weiteres durch den Betrieb der Atomkraftwerke 
anfallendes Isotop ist das Cäsium, das vor allem für 
die inneren Organe zu einer tickenden Zeitbombe 
werden kann. Es hängt dann davon ab, ob es durch 

den Unfall zu einer Kernschmelze kommt, die zum 
Durchbrechen des Reaktorkerns in das Erdreich und 
ins Grundwassers führt oder ob es zu einer Explosi-
on kommt, die Teile des hochstrahlenden Kerns nach 
draußen schleudert. Je nachdem, ob die austreten-
den radioaktiven Stoffe über den Luftweg und Aus-
regnen auf den Ackerböden und Gärten landen oder 
direkt ins Grundwasser gelangen, verändert sich der 
Aufnahmeweg, die Zeit vom Austritt bis zur Aufnah-
me und dadurch auch die Anreicherung im Körper. 
Außerdem hängt es dann auch von den Nahrungs-
mitteln selbst ab, welche der freigesetzten Stoffe sich 
besonders anreichern und wie deren Halbwertzeit 
ist. Immerhin gibt es unterschiedlichste radioaktive 
Stoffe, deren Halbwertzeiten von wenigen Sekunden 
bis hin zu Tausenden von Jahren reichen. 
Während die bei einem GAU oder Super-GAU direkt 
am Ort des Geschehens auftretende Strahlenbelas-
tung so hoch ist, dass kurzfristig mit tödlichen Folgen 
gerechnet werden muss, können langfristige Folgen 
der Strahlenexposition oft erst nach 15 und mehr 
Jahren bei denjenigen festgestellt werden, die viele 
Kilometer vom Reaktor entfernt leben.  Und schließ-
lich gibt es noch einen Generationen übergreifenden 
Effekt, der bei den Kindern verstrahlter Menschen 
Krebs und andere schwere Erkrankungen auslöst. 
Die wohl am meisten gefürchteten Krebserkrankun-
gen sind allerdings nur die Spitze des Eisbergs, wie 
die Erfahrungen 25 Jahre nach Tschernobyl zeigen. 
Bei denjenigen, die als Liquidatoren vor Ort waren, 
zeichnen sich zunehmend schwere chronische Er-
krankungen des Herzkreislaufsystems, Asthma und 
vermehrt Schizophrenie, vorzeitige Alterungsprozes-
se sowie Darmerkrankungen ab. 51

Als weiterer gravierender Effekt wurde in weiten Tei-

Jodtabletten als Schutz gegen die Aufnahme von 
radioaktivem Jod.
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len Europas eine doppelt so hohe Kindersterblichkeit 
wie vor Tschernobyl festgestellt. Besonders betroffen 
sind neben den skandinavischen Ländern, Polen 
und Ungarn auch die besonders verstrahlten Regio-
nen Bayerns sowie weite Teile Ostdeutschlands und 
Westberlin. 
Weitere Folgen aus der Katastrophe von Tscher-
nobyl zeigen sich auch in der Verschiebung der 
Geschlechterverhältnisse bei den Geburten. So 
wurde in allen von der Tschernobylwolke besonders 
betroffenen Regionen Europas eine verminderte 
Geburtenrate von Mädchen gegenüber Jungen ver-
zeichnet. Bisher ist nicht geklärt, ob es sich um eine 
chromosonale oder genetisch bedingte Veränderung 
handelt, die zu diesem „Mädchenschwund“ durch 
radioaktive Belastung führt. 
Unabhängig von den gesundheitlichen Gefahren 
durch eine Reaktorkatastrophe haben die Ergeb-
nisse der bundesdeutschen Kinderkrebsstudie um 
Atomkraftwerke die eindeutig erhöhte Gefährdung 
der Kleinsten auch im Normalbetrieb gezeigt. 52 
Bereits 1992 war klar, dass diese Gefahr vorliegt 
und bei Kindern vor allem Lymphome und Leukämi-
en vermehrt auftreten. 53 Aus diesem Grund ist ein 
grundsätzliches Umdenken in der Festlegung von 
Grenzwerten und der Bewertung von Risiken längst 
überfällig. Anstelle der festlegten „Unbedenklichkeit“ 
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Planungszonen um das AKW Grohnde

Radius 2 km: 
Zentralzone

Radius 10 km: 
Mittelzone

Radius 25 km:
Außenzone

Radius 100 km:
Fernzone
(Gebiet der LHH)

Hannover liegt 
nur gut 40 km 
nordwestlich 
vom AKW Groh-
nde. Am 4.April 
2011 berich-
tete deshalb 
die Feuerwehr 
Hannover dem 
Umweltaus-
schuß des 
Hannoverschen 
Rates über die 
begrenzenten 
Vorsorgemaß-
nahmen.
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Organismus von Kleinkindern zur Grundlage heran-
gezogen werden, wie dies unter anderem auch von 
der internationalen Ärzteorganisation IPPNW gefor-
dert wird. 
Neusten Erkenntnissen zufolge könnte die er-
höhte Krebsrate bei Kindern im 5km-Umkreis von 
Atomkraftwerken vor allem aus den Spitzenwerten 
freigesetzter Radioaktivität bei den Brennelemente-
Wechseln resultieren. Das bedeutet, dass insbeson-
dere während der Revision die Strahlenbelastung für 
die Bevölkerung so stark ansteigt, dass daraus eine 
erhebliche Gesundheitsgefährdung vor allem für den 
kindlichen Körper, in dem das Zellwachstum erheb-
lich schneller abläuft als bei Erwachsenen, abzulei-
ten ist. 
Der einzige Schutz vor den gesundheitlichen Gefah-
ren durch Atomkraftwerke ist deren sofortige Stillle-
gung und der Stopp aller weiteren Brennelement-
wechsel zur Aufrechterhaltung des Betriebs. 
Text: Angelika Voß
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11. Die Gefahren des Einsatzes von  
      Mischoxid- (MOX) - Brennelementen
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AKW Grohnde wurden auf Grund der Proteste im Fe-
bruar 2010 und im Januar 2011 bisher zweimal von 
E.ON verschoben. Seit Juni 2009 gab es daher keine 
Transporte von MOX-Brennelementen in der BRD.
 
Der Einsatz von MOX-Brennelementen stellen eine 
nochmals erhöhte Gefährdung dar:

Bei der Wiederausarbeitung wird das Meer Ver-
seucht. Vor der Küste der der französichen Wieder-
aufbereitungsanlage in La Hague hat die Umwelt-
schutzorganisation Greenpeace im Jahr 2000 einen 
Cobalt-60 Wert von 11.000 Becquerel pro Gramm 
und 429.500 Becquerel pro Gramm bei Schwebstof-
fen gemessen. Nach deutscher Strahlenschutz-Ver-
ordnung liegt die Freigabe bei 10Bq/g, der Freiga-
bewert bei 0,1Bq/g. Von einer in § 9a des deutschen 
Atomgesetzes geforderten „schadlosen Verwertung“ 
kann hier nicht gesprochen werden.

Die Transport-Risiken sind vielfältig: Auf dem See-
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liegt die Meerestiefe in der Regel bei 40 bis 100 
Metern, die tiefste Stelle bei über 270 Metern. Der 
Behälter muss aber bei einem Test aber nur in einer 
Tiefe von 15 Metern 8 Stunden aushalten.
Die Transportbehälter müssen ein Feuer bei 800°C 
eine halbe Stunde aushalten. Propangas verbrennt 
aber bei 2000°C, die meisten Brände dauern auch 
länger. Die Behälter müssen einem Falltest aus 9 
Meter Höhe Stand halten, das entspricht einer Ge-
schwindigkeit von 48 km/h. Die Transport-LKWs sind 
aber deutlich schneller unterwegs. Der MOX-Trans-

port von Kahl über Lübeck nach Schweden wurde 
1987 in Deutschland über 40 Meter hohe Brücken 
transportiert. Bei einem Brand oder Aufprall-Unfall 
können Plutonium-Partikel frei werden und einge-
atmet Lungenkrebs verursachen, einige Millionstel 
Gramm Plutonium sind bereits krebserregend.

Jedes MOX-Brennelement ist gut 500 kg schwer 
enthält ca. 20 kg Plutonium. Schon 7-8 kg Pluto-
nium reichen aus, um eine Atombombe zu bauen, 
das im Gegensatz zu Plutonium aus abgebrannten 
Brennelementen bereits erkaltet ist. Dadurch ist es 
leichter handhabbar und kann so besonders leicht 
militärisch missbraucht werden. Die Transporte aus 
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enthalten, um daraus mehr als 15 Atombomben des 
Typs zu bauen, der 1945 über Nagasaki abgeworfen 
wurde.

Damit hat E.ON nicht gerechnet: Auch die Hamelner 
Ratten stellen sich dem MOX-Transport entgegen.
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Der Einsatz von MOX-
Brennelementen macht 
Atomreaktoren kompli-
zierter und gefährlicher. 
Die Wirksamkeit der 
Steuerstäbe wird leicht 
verringert. Im kalten Zu-
stand sind höhere Bor-
säure-Konzentrationen im 
Kühlwasser erforderlich, 
um den Reaktor unkritisch 
zu halten. Die Wärme-
leitfähigkeit vom MOX-
Brennstoffen ist schlechter 
als bei Uran-Brennstoff, 
was beim Auftreten des 
Sumpfsiebproblems 
schneller zum GAU führen 
kann. Das Inventar
des Reaktors an langlebigen Alpha-Strahlern wird 
durch den MOX-Einsatz höher, so dass die
Auswirkungen von katastrophalen Unfällen wie bei 
Block 3 das AKW Fukushima noch vergrößert. 
Es wird wesentlich mehr Plutonium frei. Auch bei der 
Lagerung von abgebrannten MOX-Brennelementen 
im Abklingbecken am Reaktor sind stärkere Neutro-
nenabsorber notwendig.

Abgebrannte MOX-Brennelemente strahlen doppelt 
so stark im Vergleich zu normalen Uranbrennele-
menten. Das bedeutet eine verstärkte Strahlenbelas-
tung bei Personal und Anwohnern bei der Zwischen-
lagerung und der bis heute ungeklärten Entsorgung.
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12. Das Zwischenlager am AKW Grohnde

Die E.ON Kernkraft GmbH beantragte am 20. De-
zember 1999 die Einrichtung eines Standort-Zwi-
schenlagers für bestrahlte Brennelemente. Bis zu 
100 Transport- und Lagerbehälter („CASTORen“) 
mit abgebrannten Brennelementen sollen bis zu 40 
Jahre in einer 93 Meter langen, 27 Meter breiten und 
23 Meter hohen Betonhalle auf dem Gelände des 
Atomkraftwerkes gelagert werden. Beim Zwischen-

Das CASTOR-Zwischenlager im Querschnitt

Wenn nur alles ein Modell wäre...

lager Grohnde handelt sich sich um 
ein Trockenlager für abgebrannte 
Brennelemente, von denen zu-
nächst jeweils 19 in einem Castor 
V19 gepackt werden. Das Bundes-
amt für Strahlenschutz erteilte am 
20.12.2002 die erste Genehmigung 
für das Zwischenlager mit bis zu 
1.000 Mg Schwermetall in bis zu 
100 Castoren mit bis zu 5,5·1019 
Becquerel Aktivität und 3,75 MW 
Wärmefreisetzung. Schon beim 
Erörterungstermin (7.-9. Juni 2001) 
wurde auf die Gefahr von Terroran-
schlägen und Flugzeugabstürzen 
hingewiesen.  Am 20.2.2003 haben 
zwei Mitglieder der Bürgerinitiative 
Weserbergland vergeblich beim 

Oberverwaltungsgericht in Lüneburg Klage erhoben. 
Da sich die Klage lediglich auf die Einlagerung der 
atomaren Abfälle richtete, begann E.ON bereits im 
selben Jahr mit dem Bau des Zwischenlagers. 55 Von 
der Inbetriebnahme am 27.04.2006 bis Ende 2009 
wurden 12 Castor-Behälter in das Zwischenlager 
gebracht. 2010 wurde die Verwendung des Trans-
#����������	
��
����
���&*��¡�>��#���"���#���
���
Inventar des CASTOR V/19 und die Aufrüstung der 
Krananlagen beantragt. 56
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13. Sumpfsiebproblem kann  
      zum Super-Gau führen
Auch das AKW Grohnde ist bei Kühlmittelverlust 
nicht gegen das „Sumpfsiebprobelem“ gefeit.
Dieses Problem, das erstmals 1992 am schwedi-
schen AKW Barsebäck aufgetrat, ist bis heute nicht 
gelöst worden: Fasern von Dämmmaterial von Rohr-
leitungen verstopften das Sumpfsieb.
Fortan gilt: Wenn bei einem Leck im primären Kühl-
kreislauf der entstehende Kühlwasserverlust nicht 
schnell ausgeglichen werden kann, weil die dafür 
vorgesehenen Pumpen verstopfen, droht der Reak-
torkern zu überhitzen und am Ende zu schmelzen, 
was zum Supergau führen kann.
Als Gegenmaßnahme schlugen Experten seit 1997 
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vor. Dieses würde jedoch dazu führen, dass feine 
Fasern aus zerstörtem Dämmmaterial in großer Zahl 
direkt in das Herz des Reaktors gespült werden. Dort 
lagern sie sich auf den sogenannten Abstandshaltern 
ab, sie halten die Brennelemente im Reaktorkern in 
Position. Damit ändern sich die Strömungsverhältnis-
se im Kern, Teile des Reaktorkerns oder der Reaktor 
insgesamt werden nicht mehr planmäßig gekühlt. 
Die Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS) stellte 
als Gutachter für das Bundesumweltministerium  im 
März 2009 fest, dass ein »vollständiger sicherheits-
technischer Nachweis zur Beherrschung« der in Fra-
ge stehenden Störfälle von den Betreibern bis heute 

nicht vorgelegt worden sei. Als Dr. Gerd Rosenkranz 
von der Deutsche Umwelthilfe das Problem im Juli 
2009 als in dem Umweltmagazin „zeozwo“ be-
schrieb, drohte der damalige Bundesumweltminister 
Sigmar Gabriel den AKW-Betreibern mit der Stillle-
gung der Reaktoren. Doch wenige Monate später 
war davon nichts mehr zu hören. Weder wurden alle 
deutschen Atomkraftwerke stillgelegt, noch bestand 
das Bundesumweltministerium darauf, wie es in 
Japan gefordert wurde, dass das Dämmmaterial von 
Rohrleitungen mit Metallplatten besser geschützt und 
eingekapelt wird. 

Mal den Ab-
��������
�-
machen: 
Gut, wenn 
man einen 
Pümpel im 
Haus hat...
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14. Atomkraftwerke - Unsicher und grund- 
     rechtswidrig: Ein Buch über Kernschmelz- 
     gefahr und Grundrechtsbeeinträchtigungen

Auch in den angeblich so sicheren Atomkraftwerken 
in der Bundesrepublik Deutschland kann es inner-
halb weniger Stunden zu schweren Kernschmelz-
unfällen kommen: „Wenn es zu einer Störung  der 
Kühlung des Kerns kommt, dann wird mit Hilfe der 
Steuerstäbe, die von oben zwischen die Brennele-
mente eingeführt werden, die Kettenreaktion unter-
brochen. Aber die radioaktiven Spaltprodukte, die 
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weiter; dabei entsteht auch weiterhin viel Abwärme, 
die noch Wochen und Monate nach dem Ablschalten 
über leistungsfähige Not- und Nachkühlsysteme aus 
dem Kern abgeführt werden. … Fällt die Kühlung des 
Reaktorkerns aus, beispielsweise weil die Notkühl-
systeme versagen, die Pumpen ausfallen oder die 
Stromversorgung unterbrochen ist, oder weil es zu 
Fehlsteuerungen kommt, dann kann die Nachzer-
fallswärme nicht aus dem Reaktor abgeführt werden. 
Der Kern heizt sich sehr schnell auf. Die Temperatur 
steigt mit 30°C pro Minute. Die Betriebstemperatur 
liegt bei 300°C, man kann also leicht ausrechnen, 
daß die Schmelztemperatur von Brennelementen 
von etwa 2000°C nach ungefähr einer Stunde er-
reicht ist, so daß das Schmelzen des Kerns beginnt. 
Das ist unvermeidbar. Zuerst schmelzen die Brenn-
elementehüllrohre aus Zirkaloy und dann das Uran. 
Nach 2 bis 3 Stunden sind die 100 Tonnen Struk-
turmaterialien und Brennstoff des Kerns vollständig 
geschmolzen. Und dann nimmt das Unglück seinen 
Lauf.“ Es gibt keine technischen Möglichkeiten, ihre 
Folgen auf das Innere des Reaktorgebäudes zu be-
grenzen. Schmilzt zum Beispiel  im weiteren Verlauf 
„der Boden des Reaktordruckbehälters bei hohem 
Druck im Primärkeislauf, dann schießt der obere Teil 
des Reaktordruckbehälters rakentenartig nach oben 
und zerstört den Sicherheitsbehälter. Sofort breiten 
sich radioaktive Stoffe in der Umgebung aus (Bild) 
.“ Die freigesetzten radioaktiven Stoffe würden über 
viele hundert Kilometer transportiert werden. Flächen 
bis zur Größe von 10.000 km2 können so stark ra-
dioaktiv verseucht werden, dass die Menschen eva-
kuiert oder sogar umgesiedelt werden müssen. Ge-
gen die Gefahren aus den freigesetzten radioaktiven 
Stoffen sind Katastrophenschutzmaßnahmen unzu-
reichend. Die Folgen schwerer Kernschmelzunfälle 
stellen sich daher für die Bevölkerung als Grund-
rechtsverletzungen dar. Auch der neue Europäische 
Druckwasserreaktor EPR, den Siemens zusammen 
mit der französischen Firma Framatome in den 90er 
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nischen Olkiluoto gebaut wird, bietet keinen Schutz 
gegen schwere Kernschmelzunfälle. Der Schutz der 
Grundrechte verlangt, dass keine Genehmigung für 
ihn erteilt werden darf. Die Grundrechte der Bürger, 
die ihnen effektiven Schutz bieten sollen, sind durch 
die Änderungen des Atomgesetzes im Mai 1998 und 
durch die Rechtsprechung ihrer Wirkung beraubt 
worden. Angesichts der unermesslichen Schadens-
folgen, die ein Unfall in einem Atomkraftwerk für die 
einzelnen Bürger und die ganze Gesellschaft haben 
kann, müssen die Eigentumsrechte der Atomkrafts-
werkbetreiber auf Schutz ihrer Eigentumsrechte 
zurückstehen und die Atomkraftwerke sofort abge-
schaltet werden.

Das Buch „Atomkraftwerke - Unsicher und grund-
rechtswidrig: Ein Bericht über Kernschmelzgefahr 
und Grundrechtsbeeinträchtigungen“
ist für 5 Euro erhältlich bei der: 
Bürgerinitiative Umweltschutz e.V. (BIU)
Stephanusstraße 25, 30449 Hannover 
Tel.: (0511) 44 33 03, E-Mail: info@biu-hannover.de 
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15. Die verheimlichte Studie:  
      Auswirkung eines Kernschmelz-Unfalls auf  
      die Stadt Hameln (1980)

Nach der „Deutschen Risikostudie Kernkraftwerke“ 
ist auch in einen deutschem  AKW der Super-GAU 
möglich. Eine von der Stadt Hameln 1979 in Auftrag 
gegeben Studie  kommt zu dem Ergebnis, dass es 
bei einem mittleren bis größerem Unfall im Kern-
kraftwerk Grohnde in Hameln zu einer akut tödliche 
Strahlenbelastung kommen kann, wenn während des 
Unfalles der Wind von Grohnde in Richtung Hameln 
weht, wie es ca. 20 Tage im Jahr der Fall ist.  Das 
ist das Ergebnis des Heidelberger Instituts für Ener-
gie- und Umweltforschung  (IFEU). Wie viele Tote bei 
welcher Strahlenbelastung zu erwarten sind, zeigt 
die Tabelle.  „Langfristige Krebsfälle“ brechen erst nach Jahren 

oder Jahrzehnten aus. Hier ist kein Schwellenwert 
anzusetzen, jede Strahlenbelastung ruft mit einer be-
stimmten Wahrscheinlichkeit Krebs hervor. Etwa die 
Hälfte der Krebsfälle ist tödlich. Genetische Schäden 
sind etwa in gleicher Höhe wie Krebsfälle zu erwar-
ten.  

Besonders ungünstige Ausbreitungsbedingungen 
sind Wetterlagen mit geringer Windstärke bis 3 
Beaufort, was ca.15 km/h entspricht.
Da schon nach wenigen Stunden die Auswirkung 
todbringender Strahlenbelastungen erwartet werden, 
wärn eine Evakuierung Hamelns zwingend erfor-
derlich. 1979  hätten hierfür 71 Busse kurzfristig zur 
Verfügung gestanden. Die Studie hat optimistisch 
angenommen, dass alle Busse mit  Fahrer/innen 
in kürzester Zeit zu den Sammelpunkten fahren, 
und etwa 5000 Personen damit evakuiert werden 
könnten. Die restlichen 55.000 Einwohnern kämen 
dann in mindestens 11.000 PKW (mit je 5 Personen 
voll besetzt) unter. Hauptausfallstraßen waren die 
einspurigen Straßen nach Aerzen, Hildesheim und 
Minden und die zweispurige B 217 in Richtungen 
nach Hannover.
Es wurde optimistisch angenommen, dass die Unfall-
meldung sofort Behörden und Bevölkerung erreicht 
und sofort alle Bussen und PKWs von den Sammel-
stellen aus innerhalb von 4 Stunden evakuieren, um 
weitere Strahlenbelastungen zu vermeiden. Wäre 
bei fünf Fahrspuren eine Fahrzeugfolge alle 6,5 
Sekunden erforderlich, bei sofortiger Einrichtung 
von Einbahnstraßen alle 13 Sekunden. Dabei wird 
optimistisch vorausgesetzt, dass weder Stauungen, 
Unfälle, Baustellen und geschlossene Bahnschran-
ken vorkommen und sich niemand verfährt.
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„Akute Strahlentote“ bedeute, dass sie bei minima-
ler ärztlicher Behandlung innerhalb von 60 Tagen 
sterben. Die Angaben beziehen sich dabei auf eine 
Ganzkörperbestrahlung innerhalb kurzer Zeit. Bei 
intensiver ärztlicher Behandlung würden akute 
Strahlentote erst ab einer Dosis von 3000 Milisievert 
auftreten.
Mit „intensive Behandlung“ ist hier gemeint: sterile 
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lenzen, große Mengen an Antibiotika, und Bluttrans-
fusionen.

Bei einer akuten  Strahlenbelastung von  1 Millisie-
vert bis 1.0000 Millisievert zu erwartende Anzahl 
akuter Strahlentote und langfristig zu erwartender 
Krebsfälle, bezogen auf einer Gesamtbevölkerung 
von 60.000 Einwohnern
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Langfristig können auch mittlere Unfälle nach 100 
Jahren  noch Strahlenbelastungen verursachen, die 
eine Nutzung der verseuchten Gebiete ausschließen. 
Dabei wurden die Belastung durch Bodenstrahlung 
und der Verzehr radioaktiv verseuchter Nahrungsmit-
tel berücksichtigt. 
Weiter betrachtet die Studie mögliche Dekontamina-
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tes Hamelns beträgt ca. 102,3 km². 41 % des Stadt-
gebietes sind landwirtschaftlich oder gartenbaulich 
genutzt, insgesamt  4185 ha  u.a. 758 ha in Hameln, 
656 ha in Tündern usw.  Als Maßnahmen diskutiert 
die Studie das Abtragen der oberen Bodenschichten.

Die einzige Vorsorge, die funktioniert ist: Abschalten sofort!

Das Abtragen von nur der oberen 10 cm der land-
wirtschaftlich und gartenbaulich genutzten Fläche 
Hamelns ergäbe ein Volumen von 4,2 Mio. m³ , das 
entspricht einem Quader von 100 m mal 100 m mal 
420 m. In üblichen 200 Liter-Fässern für leicht radio-
aktiven Abfall verpackt bräuchte man 21 Mill. Fässer. 
„Es ist augenscheinlich, dass derartige Maßnahmen 
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vor allem wenn man bedenkt, dass nicht nur Ha-
melns Stadtgebiet betroffen sein würde.“ 57
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14. Lücken im (atomaren) Katastrophenschutz

 Das Reaktorunglück von Fukushima hat gezeigt, 
dass das sogenannte Restrisiko auch in Industrie-
staaten ein reales ist. Nach dem der Reaktorunglü-
cke in Fukushima empfahl die US-Regierung eine 
Evakuierung im Umkreis von 80 km um die Atomre-
aktoren. Doch viele Behörden und Landkreise sind 
nicht genügend vorbereitet. 

Auch ist fraglich, ob die AKW-Betreiber rechtzeitig 
über eine Unfallgefahr informieren. Als z.B. 2007 ein 
Trafo am AKW Krümmel brannte, erfuhr die Öffent-
lichkeit es zuerst nur durch Augenzeugen. Nur im 
näheren Umkreis von Atomkraftwerken werden In-
fobroschüren mit Verhaltensregeln bei Atomunfällen 
verteilt. Im weiteren Umkreis wird die Bevölkerung 
fast gar nicht auf eine Atomkatastrophe vorbereitet. 
Was sollte man bei einer möglichen Evakuierung 
mitnehmen? Wo sind die Sammelpunkte? Kann ein 
Verbleiben im Haus zunächst sinnvoll sein, damit 
erst die radioaktive Wolke durchzieht? 

Es gibt nur sehr wenige Spezialbetten für hochver-
strahlte akut Strahlenkranke. In der weiteren Umge-
bung des AKW Grohnde gäbe es für eine Behand-
lung in nuklear-medizinischen Abteilungen in der 
Medizinischen Hochschule Hannover nur 22 Betten, 
in der Asklepios-Klinik St. Georg in  Hamburg nur
 7-9 Betten, in Jülich nur 10 Betten und in der Ber-
lin Charité bis zu 16, aufgestockt bis zu 30 Betten, 
in der gesamten BRD schätzungsweise nur ca.150 
Betten. 58 Verglichen mit mehreren Zehntausend 
möglichen akut Strahlenkranken allein aus der Stadt 
Hameln 59 eine verschwindend geringe Zahl. Die 
Strahlenschutzkommission, die die Bundesregierung 
berät, sieht „die Problematik hinsichtlich einer ausrei-
��
��
������£�������
��
����������
��`
��#�	��	����
radiologischen Notfallsituationen.“ 60 Es gebe „ekla-
tante Lücken im Strahlenschutz“ und „in der Vergan-
genheit wurde wiederholt auf diese Notwendigkeit 
hingewiesen.“ 61. Es gibt noch nicht einmal genügend 
ausgebildete Ärzte, um bei Katastrophenschutz-
übungen die Notfallstationen mit ihnen zu besetzten 
62 (dort sollen Menschen auf Strahlung untersucht, 
ggf. dekontaminiert oder auch in die Klinik geschickt 
werden). Das liegt auch daran, dass die in der 
Verantwortung stehenden Bundesländer die Weiter-
bildung der Ärzte nicht vergüten Weiter sind auch 
normale Krankenhäuser nicht auf Strahlenkranke 
eingerichtet. „Aktuelle Umfragen zeigen, dass in vie-
len Krankenhäusern Katastrophenschutzpläne ganz 
fehlen oder aber nicht ausreichend ausgearbeitet, 
aktualisiert und beübt worden sind. Dies liegt nicht 
zuletzt daran, dass die Erstellung von Krankenhaus-

alarmplänen einen zusätzlichen Kostenfaktor für die 
Krankenhäuser darstellt, wie etwa eine Bevorratung, 
Vorhaltung von Personal und Bettenkapazitäten, 
Katastrophenschutzübungen von den Krankenkas-
sen nicht erstattet werden. Durch die Einführung des 
Fallpauschalensystems im Krankenhauswesen...sind 
die Krankenhäuser zusätzlich unter Druck geraten, 
>>unnötige<< Kapazitäten abzubauen. Dies betrifft 
besonders die Bereitschaft, erforderliche Vorberei-
tungen zur Versorgung evtl. kontaminierter Personen 
im Fall einer ABC-Lage in Angriff zunehmen. … Die 
Vorhaltung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
die nicht allein von den Kliniken getragen werden 
kann. … Dafür haben die Länder die Voraussetzun-
gen zu schaffen.“ 63 Wie und wann sollen Jodtablet-
ten verteilt werden? Anfangs gab es Überlegungen, 
137 Mio. Jodtabletten bundesweit in drei Lagern zu 
lagern und diese dann mit Hubschraubern zu ver-
teilen. Doch das Bundesverteidigungsministerium 
hat dies abgelehnt und so gibt es nun bundesweit 7 
Lager, und eine Verteilung mit LKWs. 64  In Hessen 
sollen die Tabletten von den Berufsfeuerwehren an 
Gemeindeverwaltungen, Feuerwehrgerätehäuser 
und Wahllokale als „Impfstellen“ verteilt werden. 65 
Gleichzeitig gehen Evakuierunszenarien davon aus, 
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Straßen zur Evakuierung als Einbahnstraßen einzu-
richten, um doppelt so viele Spuren zur Verfügung zu 
haben.
Jodtabletten helfen auch nur gegen Schilddrüsen-
krebs, nicht gegen andere Krebsarten. 

Was ist mit Menschen/Kindern im Kindergarten, in 
Schulen oder auf der Arbeit? Wie lange sollen sie 
dort bleiben? Wie sollen sie versorgt werden? Oder 
sollen sie sich unter Lebensgefahr nach Hause 
begeben? Nur wenige Dekontaminationseinheiten 
stehen den Landkreisen zur Verfügung. Wie ist die 
Versorgung mit Lebensmitteln gesichert? Wie wird 
mit kontaminierten landwirtschaftlichen Produkten 
umgegangen? Katastrophenschutzübungen werden 
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die betroffene  Bevölkerung durchgeführt. Und wer 
trägt die entstehenden Folgekosten eines Unfalles? 
Die AKW-Betreiber als Verursacher? Nicht einmal mit 
einer Promille! Die AKW-Betreiber müssen nur bis zu 
2,5 Mrd. Euro aufkommen, mit 99,9 % der  auf 5.500 
Mrd Euro vom Baseler-Prognos- Institut geschätzten 
Schäden 66 trägt die Allgemeinheit. Gesamtkostende-
ckende Versicherungen würden die wahren Kosten 
der AKW aufdecken und zu deren sofortiger Ab-
schaltung führen, da sie dann völlig unwirtschaftlich 
würden.
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Anti-Atom-Plenum Weserbergland                                                                               
Treffen: Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat                                                                       
Ort: Kulturzentrum Sumpfblume, Am Stockhof 2a, 31785 
Hameln
Kontakt: info@anti-atom.org, www.anti-atom.org

Anti-Atom-Bündnis Schaumburg                                                                                
Treffen: Jeden 1. Montag im Monat um 19 Uhr                                                         
Wo: Kommunikationszentrum Alte Polizei e.V.
Obernstr. 29, 31655 Stadthagen
Kontakt: Anti-Atom-Schaumburg@gmx.de
Internet: www.altepolizei.de [-> Anti-Atom-Bündnis SHG]

Anti-Atom-Initiative Göttingen
Treffen: Jeden Mittwoch um 19 Uhr                                                                             
Wo: ver.di Göttingen, 2. Stock,  
Groner-Tor-Str. 32, 37073 Göttingen
Kontakt: anti-atom-initiative-goettingen@gmx.de  
Internet: http://anti-atom-initiative-goettingen.de

Anti-Atom-Plenum Göttingen
Treffen: Jeden Dienstag um 20.30 Uhr                                                                                    
Wo: Jugendzentrum Innenstadt (JuZi), 1. Stock
Bürgerstr.41, 37073 Göttingen
Kontakt: aapgoe@gmx.de  
Internet: http://aapgoe.so36.net

Bündnis Anti-Atom-OWL (Ostwestfalen Lippe)
Kontakt: mail@anti-atom-owl.de
Internet: www.anti-atom-owl.de

Celler Forum gegen Atomenergie
Treffen: jeden zweiten Dienstag im Monat, 20 Uhr, 
Wo: Buntes Haus, Hannoversche Str. 30 f., 29221 Celle 
Kontakt: forum-gegen-atomenergie@gmx.de 
Internet: www.anti-akw-celle.de

Aktionsbündnis „Bielefeld steigt aus!“
Kontakt: info@bielefeld-steigt-aus.de
Internet: http://bielefeld-steigt-aus.de 

Atomplenum Hannover
Kontakt: demo@atomplenum.de
Internet: www.atomplenum.de

Bürgerinitiative Umweltschutz e.V. BIU Hannover 
Umweltschutz-Zentrum Hannover
Stephanusstraße 25, 30449 Hannover
Tel.: (0511) 44 33 03 
Kontakt: info@biu-hannover.de 
Internet: www.biu-hannover.de, www.oekostrompool.org

Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD e.V.
Bleckenstedter Straße 14a,  38239 Salzgitter
Tel.:  05341 / 90 01 94  
Kontakt: info@ag-schacht-konrad.de
www.ag-schacht-konrad.de

Anti-Atom-Gruppen in der Region
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